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Die Schnittstellen bei der Entwässerung 
 

Planung der Entwässerung 
 
Architekt und Fachplaner für die Entwässerung sind gut beraten, wenn sie ver-
traglich klar regeln, wer welche Einrichtungen plant. Meist haften sie für die 
Leistung des Anderen gesamtschuldnerisch und dann hilft eine gegenseitige 
Schuldzuweisung nicht mehr. Bei Rohrleitungen innerhalb eines Gebäudes 
gibt es in der Praxis selten Abgrenzungsfragen. Diese plant der Fachplaner. 
Schwieriger wird es bei Grundleitungen unter einem Gebäude, bei Dränagen 
oder bei Abwasserleitungen in Außenanlagen. Hier wird um die „Zuständigkeit“ 
oft diskutiert. Ganz schwierig wird es bei der Frage, wer das Entwässerungs-
gesuch zu erarbeiten hat. 
 
Anfragen: 
 
Frage 1: Ein Planer der Technischen Ausrüs-
tung fragt an, ob er die Entwässerungskanal-
arbeiten nach DIN 18306 und die Dränarbeiten 
nach DIN 18308 zu planen habe, wenn er nach 
dem kommunalen Vertragsmuster KVM die 
„Fachingenieurleistungen bei der Technischen 
Ausrüstung“ in Auftrag hätte. Dabei würde vom 
Architekt die Meinung vertreten, diese Leistun-
gen wären von ihm als Fachplaner zu planen 
und alleine zu verantworten, weil nur er die 
fachtechnischen, z. B. hydraulischen, Berech-
nungen machen könne. Allerdings hätte der 
Architekt die zugehörigen Herstellungskosten 
der Erd- und Rohrverlegearbeiten in der Kos-
tengruppe 300 aufgenommen und die Leistun-
gen würden beim Rohbauunternehmer mit 
ausgeschrieben, weshalb diese beim Fachpla-
ner gar nicht anrechenbar seien. Er schreibe 
jedoch immer nur Leistungen nach DIN 18381 
aus und das seien ausschließlich Entwässe-
rungsanlagen innerhalb von Gebäuden. 
 
Frage 2: Ein Architekt fragt an, ob das Ent-
wässerungsgesuch eine in der HOAI verordne-
te Leistung sei und von ihm als Objektplaner 
oder vom Fachplaner zu erbringen sei. Ver-
traglich hätten weder er noch der Fachplaner 
diese Leistung explizit im Auftrag. 
 
Frage 3: Ein Auftraggeber fragt an, wer ihm 
gegenüber haftbar ist, wenn Drainagen an die 
öffentliche Kanalisation angeschlossen wur-
den, obwohl die Entwässerungssatzung der 
Kommune dies verbiete. Die Planung der Drai-

nagen wurde vom Architekten, das Entwässe-
rungsgesuch vom Fachplaner erstellt. 
 
GHV: 
 
Zur Frage 1: Zunächst ist darauf hinzuweisen, 
dass sich der Fachplaner auf Normen der 
VOB/C bezieht. Hierbei handelt es sich um 
Regelungen, die nur gelten, wenn diese ver-
traglich vereinbart sind, typischerweise zwi-
schen Auftraggeber und ausführendem Unter-
nehmer. Die dort genannten DIN sind ATV, d. 
h. „Allgemeine Technische Vertragsbedingun-
gen“ und regeln im Wesentlichen die Abre-
chung der zugehörigen Leistungen bei Bauver-
trägen. Die VOB/C ATV DIN 18306 gilt für 
Entwässerungskanäle im Erdreich (auch unter 
den Gebäuden), die VOB/C DIN 18308 für 
Dränarbeiten. Die VOB/C ATV DIN 18381 gilt 
für Entwässerungskanalarbeiten innerhalb von 
Gebäuden. Wenn sich die Leistungspflicht des 
Vertrages des Fachplaners auf die letztge-
nannte ATV beziehen würde, hätte er Recht. 
Er müsste nur sämtliche Leitungen „innerhalb“ 
des Gebäudes planen. Das umfasse nicht die 
Planung von Grundleitungen und von Abwas-
serleitungen in Außenanlagen. So ist sein Auf-
tragsgegenstand aber nicht definiert. In seinem 
Vertrag wird kein Bezug auf die VOB/C ge-
nommen, weshalb dieses Regelwerk für eine 
Abgrenzung nicht heranzuziehen ist. 
Vielmehr geht es darum abzugrenzen, was 
unter „Fachingenieurleistungen bei der Techni-
schen Ausrüstung“ zu verstehen ist. Auch 
wenn die HOAI als Preisrecht nur Vergütungen 
für Leistungen regelt, die werkvertraglich ge-
schuldet sind, wird sie gerne als Auslegungs-
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hilfe verwandt. Hier liefert nur die HOAI über-
haupt einen Bezug. Nach verständiger Lesart 
des Auftragsgegenstandes kann es sich nur 
um die Leistungen handeln, die die Planung 
von Anlagengruppen 1 bis 8 nach § 51 Abs. 2 
HOAI (= § 68 Nr. 1 bis 6 HOAI a. F.) oder die 
Technischen Anlagen in Außenanlagen nach § 
52 Abs. 3 HOAI betreffen. Denn nach § 51 
Abs. 1 HOAI stellt die Planung solcher Anlagen 
eine Fachplanung dar, mithin eine Leistung 
von Fachingenieuren. Welche Anlagen ge-
meint sind, ergibt sich aus der amtlichen Be-
gründung zur HOAI in Verbindung mit § 4 Abs. 
1 HOAI. Denn hier wird auf die DIN 276-
1:2008-12 verwiesen und hier gibt es die Kos-
tengruppen 410 bis 480, die den Anlagengrup-
pen 1 bis 8 entsprechen, und die Kostengrup-
pe 540, welche die Technischen Anlagen in 
Außenanlagen betrifft. Zwingend ist die Lesart 
mit Bezug auf die HOAI allerdings nicht. Will 
der Auftraggeber den Auftragsgegenstand 
eindeutig abgrenzen, ist im Auftragsgegens-
tand ein Bezug zu den zu planenden Kosten-
gruppen nach DIN 276 zu empfehlen. 
Über den Bezug zur DIN 276 ist eine klare 
Abgrenzung zwischen den Leistungen des 
Architekten und den Leistungen des Fachpla-
ners möglich. So enthält die Kostengruppe 300 
zunächst die Kostengruppe 310 Baugrube, 
welche sämtliche Erdarbeiten umfasst, so auch 
die Grabenherstellung für die Grundleitungen 
unter der Bauwerkssohle oder für die Leitun-
gen in Außenanlagen. Weiter ist die Kosten-
gruppe 327 Dränagen enthalten. Das bedeutet, 
dass der Architekt sämtliche Maßnahmen zur 
Ableitung von Dränagewasser zu planen hat. 
Das macht Sinn, schließlich hängen die Art der 
Dränage und die Ausbildung des Kellers, z. B. 
als weiße Wanne, unmittelbar zusammen. 
Weiter sind in der Kostengruppe 300 keine 
Technischen Anlagen enthalten. Die Schnitt-
stelle bei der Dachentwässerung ist in der 
Kostengruppe 363 klar definiert, wo es heißt: 
„Entwässerungen der Dachfläche bis zum 
Anschluss an die Abwasseranlage“. In der 
Kostengruppe 400 sind sämtliche Technischen 
Anlagen des Gebäudes aufgeführt, einschl. der 
Kostengruppe 411 „Abwasseranlagen“. In der 
Kostengruppe 540 sind die Technischen Anla-
gen in Außenanlagen, einschließlich 541 „Ab-
wasseranlagen“, aufgeführt. Die DIN 276 eig-
net sich gut zur Abgrenzung. Man mag sie 
über die HOAI heranziehen oder als Üblich-
keitsbeleg dafür verstehen, was werkvertragli-
che Leistungspflicht ist. 
Dabei hat der Architekt die Pflicht die Fachpla-
nungsleistungen intensiv zu koordinieren und 
zu integrieren (siehe hierzu den Artikel der 
Autoren im DIB 07-08/2010), damit keine Feh-
ler passieren. Schließlich zählen nach § 32 
Abs. 2 HOAI die genannten Technischen An-

lagen weitestgehend mit zu seinen anrechen-
baren Kosten. 
 
Zur Frage 2: HOAI. 
 
Die Rechtsprechung zur früheren HOAI sah 
das Entwässerungsgesuch als Besondere 
Leistung an. So entschied das OLG Olden-
burg, Urteil vom 14.10.1998 – 2 U 187/98, 
dass es sich um eine Besondere Leistung in 
der Leistungsphase 4 des Architekten handele. 
Da der Verordnungsgeber nicht erkennbar mit 
Einführung der neuen HOAI die verordneten 
Grundleistungen erweitert hat, ist davon aus-
zugehen, dass auch nach neuer HOAI das 
Entwässerungsgesuch eine Besondere Leis-
tung darstellt. Entsprechend ist zumindest aus 
der HOAI nicht abzuleiten, ob der Architekt 
oder der Fachplaner dieses grundsätzlich zu 
erstellen hat. Ohne gesonderte vertragliche 
Regelung ist es dem Auftraggeber überlassen, 
wem er den Auftrag hierfür erteilt. In den übli-
chen Vertragsmustern (HKVM) in Baden-
Württemberg ist das Entwässerungsgesuch 
konsequent als Besondere Leistung des Fach-
planers enthalten. Fachlich dürfte das eine 
sinnvolle Lösung sein. 
 
Zur Frage 3: Hier handelt es sich um einen 
vergleichbaren Fall, wie im bereits zitierten 
Urteil des LG Düsseldorf vom 22.12.2003 – 3 
O 93/03 entschieden. Das Gericht stellte fest, 
dass der Fachplaner hätte prüfen müssen, ob 
Drainagen angeschlossen werden, wenn er 
diese Leistung faktisch erbringt. Das Gericht 
ließ sogar dahinstehen, ob diese Leistung 
vertraglich beauftragt war oder nicht, da sie der 
Fachplaner jedenfalls faktisch erbrachte. 
Gleichzeitig entschied es, dass die Prüfung 
von wasserrechtlich zulässigen Anschlüssen 
kein spezifisches Sonderwissen des Fachpla-
ners darstelle, welches vom Architekten quasi 
ungeprüft übernommen werden könne. Der 
Architekt wäre seinen Prüf- und Hinweispflich-
ten nicht nachgekommen. Es entschied folge-
richtig, dass ein Fall der gesamtschuldneri-
schen Haftung beider gegenüber dem Auftrag-
geber vorliege. Der Auftraggeber kann beide 
Planer in die Haftung für den ihm entstande-
nen Schaden nehmen. 
 
Fazit: 
 
Hier wird einmal wieder deutlich, dass selbst 
Leistungen, die praktisch bei jedem Gebäude 
auftreten, nicht ohne Weiteres zuzuordnen 
sind. Das gelingt nur mit einer klaren vertragli-
chen Vereinbarung. Ohne Weiteres liefert die 
VOB/C keine Abgrenzung bei den Leistungs-
pflichten der Planer, schon eher die DIN 276 
mit der typischerweise vom Architekten ge-
planten Kostengruppe 300 und den typischer-
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weise vom Fachplaner geplanten Kostengrup-
pen 400 und 540. Das Entwässerungsgesuch 
dürfte auch nach aktueller HOAI eine Beson-
dere Leistung sein. Durch die enge Verzah-
nung der Leistungen des Architekten und des 
Fachplaners entsteht oft eine gesamtschuldne-

rische Haftung beider gegenüber dem Auftrag-
geber. Beide Planungsbeteiligte sollten sich 
nicht ohne Prüfung auf die Ergebnisse des 
anderen verlassen. 
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